
Während seines Einsatzes in Kunduz
gehörte dieser Soldat stets zu den ers -
ten, die an einen Anschlagsort ka -

men. Er sah die zerfetzten Leiber von Kamera-
den, aber auch die von Kindern nach einem
Selbstmordanschlag. Einschneidende Erleb-
nisse, bleibende Erinnerungen. „Vielleicht ha -
be ich ja mal das Glück, dass ich offen berich-
ten kann, was ich im Einsatz erlebt habe“, sagte
er nach seiner Rückkehr aus Kunduz. Ich stutz-
te. „Wieso Glück?“, erkundigte ich mich. Ob
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sich die Heimat nicht für seine Erlebnisse inter-
essierte? „Nein“, lautete die ernüchternde Ant-
wort. „Unser Einsatz stößt kaum auf Interesse
oder auf Verständnis.“ In besonderer Erinne-
rung ist dem Soldaten die hochmütige Bemer-
kung eines Bürgermeisters geblieben: „Das tun
Sie für einen Sold der Stufe A 10?“*

Von „freundlichem Desinteresse“ der Gesell-
schaft gegenüber der Bundeswehr hat Bundes-
präsident Horst Köhler einst gesprochen. Mein
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Es reicht nicht, die Bundeswehr mit großen Parlamentsmehrheiten in riskante Einsätze zu schicken. 
Die Soldaten sind auch auf die Akzeptanz und die Zustimmung der Gesellschaft angewiesen, um 
erfolgreich sein zu können. Dass es daran hapert, liegt nicht nur am Desinteresse der Deutschen an 
der Sicherheitspolitik ihres Landes. Es liegt auch an der Politik. Sie behindert eine offene und 
kontroverse Auseinandersetzung über Themen, die uns alle betreffen. Das muss sich dringend ändern

Von Winfried Nachtwei

Zusammentreffen der un-
gewöhnlichen Art: Selten
sind sich Volk, Bundes-
kanzlerin und Bundeswehr
so nah wie am Tag der of-
fenen Tür im Kanzleramt.
Sonst begegnet man sich
eher mit Distanz

Eindruck ist, dass sich das „freundliche Desin-
teresse“ zu einer Haltung der kalten Schulter
entwickelt hat. Seit Jahren gibt es immer wie-
der kurzatmige Debatten um neue Einsätze
(Kongo, Libanon), regelrechte „Blitzdebatten“
nach Selbstmordanschlägen in Afghanistan
oder nach skandalträchtigen Ereignissen wie
der Veröffentlichung von Fotos von Soldaten,
die mit Totenschädeln posieren. Eine breite si-
cherheitspolitische Diskussion aber, die Bun-
desregierung, Parlament und Gesellschaft er-
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*A10 – zweitniedrigste Besoldungsgruppe im gehobenen Dienst; Beispiel: Oberleutnant, 30 Jahre alt: 2544,93 Euro brutto
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liche Mobilisierungsfähigkeit doch ausge-
sprochen schwach. Kein Wunder, wenn sich
niemand wirklich für die Inhalte interessiert,
die ihrem Engagement zugrunde liegen.

Das verbreitete Desinteresse und das Fehlen
einer breiten gesellschaftlichen Debatte sind
politisch gefährlich und unverantwortlich.
Für das Selbstverständnis der Staatsbürger in
Uniform, wie unsere Soldaten zu Recht ge-
nannt werden, reicht es nicht, wenn sie durch
große Parlamentsmehrheiten in riskante Ein-
sätze entsandt werden. Sie und ihre Angehö-
rigen sind auch auf die Akzeptanz und Zustim-
mung der Bevölkerung angewiesen. Eine Si-
cherheitspolitik, die nicht in der Gesellschaft
verankert ist und nicht auf einem gesellschaft-
lichen Grundkonsens basiert, ist in ihrer inter -
nationalen Handlungsfähigkeit massiv einge-
schränkt. Außen- und Sicherheitspolitik, die
Friedenspolitik sein will, ist heute mehr denn
je auf Legitimität angewiesen: bei der eigenen
Bevölkerung, bei den in den Einsatz geschick-
ten Soldaten und Polizisten, bei der Bevölke-
rung der Einsatzgebiete. Die Ironie: Während
in Afghanistan die Köpfe und Herzen der Men-
schen gewonnen  werden sollen, gehen sie bei
uns immer mehr verloren.  

Auch wenn die Bedeutung von Außen- und Si-
cherheitspolitik in der globalisierten Welt zu-
genommen hat, hat sie doch in der Wahrneh-
mung der meisten Menschen in Deutschland
an Gewicht verloren. Der Blick richtet sich
mehr nach innen, Sicherheitsrisiken werden
primär sozial definiert. Risiken und Bedro-

TITEL

fasst, kam und kommt nicht zustande. Ob der
parlamentarische Untersuchungsausschuss,
der infolge des Luftangriffs von Kunduz einge-
setzt wurde, oder der Streit um die Äußerun-
gen der Ratsvorsitzenden der Evangelischen
Kirche in Deutschland, Bischöfin Margot Käß-
mann, zur Lage in Afghanistan eine Wende
bringen, ist längst nicht ausgemacht. 

Das gesellschaftliche Desinteresse an den
The men der Außen- und Sicherheitspolitik
macht nicht nur den Bundeswehrangehöri-
gen und Sicherheitspolitikern in unserem
Land zu schaffen. Noch breiteres Desinteresse
erleben in der Regel Polizisten im Auslands-
einsatz. Nicht selten bekommen sie in ihren
Heimatdienststellen zu hören, sie seien auf ei -
nem gut bezahlten Abenteuertrip gewesen,
wäh rend die Kollegen ihre Arbeit hätten mit-
machen müssen. Und was Entwicklungshel-
fer in Afghanistan trotz aller Risiken und la-
gebedingter Einschränkungen immer noch
schaffen, wird in der Regel gar nicht erst zur
Kenntnis genommen. Ich habe dieses Desin-
teresse während meiner 15 Jahre als Bundes-
tagsabgeordneter auch in friedenspolitisch
interessierten Kreisen immer wieder erfah-
ren: in den 90er Jahren vor dem 2. Golfkrieg,
gegenüber dem Krieg in Bosnien und vor Be-
ginn des Kosovo-Luftkriegs, und dies ständig
beim Thema zivile Krisenprävention. Selbst
für die Gegner von Auslandseinsätzen und ins-
besondere des Einsatzes in Afghanistan bleibt
das weitverbreitete Desinteresse im Volk nicht
folgenlos. Obwohl ihre „Raus“-Forderungen so
populär sind wie nie, bleibt ihre gesellschaft-

In ihren Wahlkämpfen klammern 
die großen Bundestagsparteien die

deutsche Außen- und Sicherheits-
politik weitgehend aus. Kontroverse

Debatten über Sinn und Zweck 
von Bundeswehr-Einsätzen können 

so nicht aufkommen
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hungen für deutsche und europäische Sicher-
heit sind diffus, abstrakt und unübersichtlich.
Die persönliche Betroffenheit ist wenig greif-
bar. Die Bundeswehr ist aus weiten Teilen des
Landes „verschwunden“, die Erfahrungswel-
ten driften extrem auseinander – hier oft in-
dividualisierte Spaßgesellschaft, im Einsatz-
gebiet Extremarmut, ja täglicher Terrorkrieg.
Die Terroranschläge von Madrid, Bali, London
und so weiter werden in einer Mischung aus
Verdrängung und sinnvoller Gelassenheit we-
niger als Teil einer umfassenden Bedrohung,
sondern eher als Katastrophen wahrgenom-
men, die immer wieder passieren. Um das
knappe Gut Aufmerksamkeit der Medien und
der Bürger konkurrieren immer mehr „Ver-
käufer“ in steigendem Tempo. Die Sogwirkun-
gen von Internet und Unterhaltungsindustrie
gehen mit einer Individualisierung und Priva-
tisierung von Interessen einher, politische Ent-
wicklungen werden immer weniger wahrge-
nommen und nachvollzogen. Der Trend zu
Dra matisierung, Personalisierung und schnel-
len Themenwechseln auch in der politischen
Berichterstattung fördern Hektik und Ober-
flächlichkeit im politischen Betrieb. Exempla-
risch dafür steht, wie die „Bild“-Zeitung am 
25. Oktober 2006 mit der Veröffentlichung der
Totenschädel-Fotos von Bundeswehrsoldaten
in Afghanistan die Vorlage des Weißbuchs des
Verteidigungsministeriums am selben Tag aus
der medialen Wahrnehmung schoss.

Verantwortlich sind auch die Politiker selbst für
diese schwierige Entwicklung. In Bundestags-
wahlkämpfen wurden heikle Fragen der
Außen- und Sicherheitspolitik lieber gemie-
den – so 1998 angesichts der zugespitzten Ko-
sovo-Krise, so 2009 ange-
sichts der gefährlichen
Lage in Afghanistan. Ver-
teidigungsminister wur-
den meist nicht nach
Fachkompetenz ausge-
wählt. Unter den vier zu-
letzt amtierenden Minis-
tern müssen zwei als Kom-
munikationsversager be-
zeichnet werden. Vor die-
sem Hintergrund war es
wenig verwunderlich, dass sich bisher noch
jeder Verteidigungsminister seit dem Fall der
Mauer notorisch weigerte, Chancen für eine
breite Debatte zu schaffen und zu nutzen: Im
Jahr 2000 wischte Rudolf Scharping den Be-
richt der Weizsäcker-Kommission beiseite;
Peter Struck erließ 2003 die geheim erarbeite-
ten Verteidigungspolitischen Richtlinien;

Franz-Josef Jung tat
dasselbe mit dem
Weißbuch 2006. Eine
umfassende Bilanzie-
rung des Kosovo-, Kon-
go- und Afghanis tan-
Einsatzes, ja der Aus-
landseinsätze insge-
samt, verweigerte bis-
her jede Bundesregie-
rung. Ihre verdruckste
und beschönigende
Kommunikation vor
allem zum eskalieren-
den Afghanistan-Ein-
satz trägt maßgeblich
zu seiner Akzeptanz-
krise in unserem Land
bei.

In Deutschland, wo
die Parlamentsbetei-
ligung bei Auslandseinsätzen so ausgeprägt
ist wie in kaum einem anderen Land, ist das
alles auch ein Versagen des Bundestags. Ich
kann mich an etliche heiße Bundestagsdebat-
ten zu Auslandseinsätzen erinnern. Insge-
samt blieben wir aber zu oft im Klein-Klein
stecken, gefangen in einer Sprache, die schon
die Fraktionskollegen kaum noch erreichte,
geschweige denn die breitere Öffentlichkeit.
Diese Defizite sind Ausdruck auch eines Man-
gels an Strategiefähigkeit und Überzeugungs-
kraft in der „politischen Klasse“. Hinzu
kommt eine sicherheitspolitische Öffentlich-
keits- und Bildungsarbeit, in der Jugendoffi-
ziere der Bundeswehr die Hauptlast der Basis-
arbeit tragen, in der sich aber das Auswärtige

Amt trotz seiner Feder-
führung bei Auslandsein-
sätzen fein zurückhält. 

Es ist nicht so, dass es in
den vergangenen 20 Jah-
ren keine Debatten über
unsere Sicherheitspolitik
gegeben hätte. Aber sie
blieben meist in Teilöf-
fentlichkeiten stecken,
die weitgehend bezie-

hungslos nebeneinander ihre Diskurse pfle-
gen. Die Kirchen entwickelten in sorgfältigen
Diskussionsprozessen ihre Friedensdenk-
schriften (2000 und 2007) – sie blieben prak-
tisch ohne Echo. Rege ist die Veranstaltungs-
tätigkeit des Bundeswehrverbandes, der Ge-
sellschaft für Wehr- und Sicherheitspolitik
und des Reservistenverbandes. Die Bündnis-
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Die Deutschen und die Bundeswehr –
das war schon immer ein ambivalen-
tes Verhältnis. Wenn es die Bürger
selbst betrifft, dann demonstrieren
sie auch schon einmal für die Truppe,
wie hier im März 2003 in Upjever,
kurz vor der Auflösung des Jagdbom-
bergeschwaders 38 „Friesland“

Diese Defizite sind 

auch Ausdruck eines 

Mangels an Strategiefä-

higkeit und Überzeu-

gungskraft in der „politi-

schen Klasse“
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Abertausende Frauen und Männer in Uniform
und in Zivil verfügen über reiche Erfahrun-
gen und oft auch Herzblut in friedens- und si-
cherheitspolitischer Praxis. Dieses Potenzial
muss ganz anders zur Geltung kommen – bei
der Politikberatung, in der öffentlichen Dis-
kussion und bei der sicherheitspolitischen
Bildungsarbeit an der Basis. Kurzsichtig ist,
dass etliche Ministerien ihren Praktikern
Maulkörbe verpassen. Dabei können gerade
einsatzerfahrene Soldaten, Polizisten und
Entwicklungsexperten die Möglichkeiten,
Gefahren und Grenzen multinationaler Kri-
senbewältigung und Friedensförderung – das
Faszinierende trotz aller Probleme so konkret
– persönlich und glaubwürdig vermitteln wie
niemand sonst. Wo Sicherheitspolitik heute
Normalbürger strukturell überfordert, sind

die persönlichen Zugän-
ge umso wichtiger. Diese
gilt es, systematisch zu
fördern. Ich habe mit sol-
chen Friedenspraktikern
durchweg beste Erfah-
rungen gemacht. Sie sind
oft motivierende Hoff-
nungsträger in einem
Umfeld, in dem man ver-
zweifeln könnte.

Bundesregierung und Bundestag stehen in
der Bringschuld, sicherheitspolitisches Inte-
resse und die Debatte über Themen, die für
unser Land von existenzieller Bedeutung
sind, nach Kräften zu fördern und nicht zu
behindern. Um zu einem sicherheitspoliti-
schen Konsens zu kommen, ist die Schlüssel-
frage zu klären, wie Deutschland wirksam zu
internationaler Sicherheit und Friedenssi-
cherung beitragen will, welchen Stellenwert
Streitkräfte dabei haben sollen – und welche
Kosten und Opfer Politik und Gesellschaft zu
tragen bereit sind. Unabhängige Bilanzierun-
gen deutscher Beteiligungen an internatio-
naler Krisenbewältigung und die Entwick-
lung einer deutschen Sicherheitsstrategie in
einem öffentlichen Prozess sind überfällig.
Ein jährlicher, allgemein lesbarer Bericht der
Bundesregierung zur deutschen Sicherheits-
politik könnte sie in ganz anderer Weise
transparent und diskutierbar machen. In den
zurückliegenden Jahren verlorenes Vertrau-
en der Bevölkerung in die Politik lässt sich
nur mit Klarheit, Ehrlichkeit und vollem Ein-
satz zurückgewinnen. Das ist eine Gemein-
schaftsaufgabe für Bundeskanzlerin, Außen-,
Verteidigungsminister und Parlamentarier.
Sie müssen sie anpacken. Jetzt.

grünen stritten auf vielen Parteitagen, darun-
ter zwei Sonderparteitagen, mit vollem Risiko
und streckenweise stellvertretend für die Ge-
sellschaft über Auslandseinsätze und ließen
durch eine friedens- und sicherheitspolitische
Kommission eine selbstkritische Standortbe-
stimmung erarbeiten. Das alles ist gut und
wichtig, doch bis auf wenige Ausnahmen blei-
ben die Beteiligten unter sich. Hinzu kommt
die Gleichzeitigkeit höchst unterschiedlicher
Ansichten von Militär in unserer Gesellschaft
– vom traditionellen Kriegerbild bis zum „be-
waffneten Entwicklungshelfer“-Image und
der komplexen Realität von Stabilisierung im
UN-Auftrag dazwischen.

Ein Zurück zur Überhöhung des Militärischen
wie in früheren Zeiten wird und soll es nicht
geben. Um ein breites In-
teresse der Menschen 
an sicherheitspolitischen
Themen zu entwickeln,
brauchen wir in unserem
Land Leute mit Stand-
punkten, Argumenten
und Meinungen. Eine De-
batte lebt von Streit, nicht
von Konformitätsdruck
und Konsensgesülze. Brei-
te gesellschaftliche De-
batten lassen sich durch die Politik nicht „ma-
chen“, allenfalls begünstigen. Hierfür ist eine
Querkommunikation zwischen den sicher-
heits- und friedenspolitisch interessierten
Kreisen, die Überwindung von ideologischen
Wagenburgen unerlässlich. Die Klärung der
zivil-militärischen Beziehungen ist dabei von
zentraler Bedeutung. Als notorischer Wande-
rer zwischen den Welten habe ich erfahren,
welche Potenziale an produktiver Zusammen-
arbeit und gegenseitiger Ergänzung zwischen
Streitkräften und zivilen Akteuren ungenutzt
vorhanden sind.

Jahr für Jahr arbeiten im Auftrag unseres Lan-
des Tausende Soldaten und Zivilexperten so -
wie Hunderte Polizisten in den Krisenregionen
dieser Welt. Hinzu kommen zahllose Projekte
engagierter Bürger. Sie alle verdienen und
brauchen Aufmerksamkeit, Anerkennung
und Unterstützung – unabhängig von der po-
litischen Bewertung eines einzelnen Einsatzes,
aber auch ehrlich im Umgang mit dem existen-
ziellen Einsatz von Soldaten. Ihnen gegenüber
stehen alle staatlichen und gesellschaftlichen
Ebenen in der Verantwortung. Auch hier ist
eine „Kultur des Hinsehens“ gefordert, ist bür-
gerschaftliches Engagement gefragt.

Bundesregierung und 

Bundestag stehen in der

Bringschuld, die sicher-

heitspolitische Debatte

dieser Themen zu fördern

und nicht zu behindern
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Der Autor, Winfried Nachtwei,
war 15 Jahre lang Abgeord-
neter und ist im vorigen Jahr
aus dem Bundestag ausge-
schieden. Der Politiker von
Bündnis 90/Grüne ist über
Parteigrenzen hinweg als 
Verteidigungsexperte aner-
kannt.
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